
Rennen mit staatlicher Hilfe
Warum die Bundesregierung Künstliche Intelligenz vorantreibt

Berlin. Bei der Künstlichen Intelligenz (KI) hat
der Wettlauf um die weltweite Führungspo-
sition begonnen, meint der KI-Experte Tim
Dutton. Länder wie China, Kanada, Indien und
Frankreich haben in jüngster Zeit nationale
Strategien zur Förderung der Künstlichen In-
telligenz vorgelegt. Am Mittwoch präsentierte
die deutsche Bundesregierung Eckpunkte ei-
ner Strategie. Die Bundesrepublik soll dem-
nach »zum weltweit führenden Standort für
KI werden«.
Geplant ist, Forschung und Innovation zu

fördern. Dabei soll der Wissensaustausch
zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ver-
bessert werden, damit Unternehmen von den
Forschungsergebnissen profitieren. Besser

werden sollen auch die Übertragungsnetze.
Unternehmen erhoffen sich zudem, dass Re-
geln geändert werden, die bislang eine bes-
sere wirtschaftliche Ausbeute der neuen
Technologien verhindern.
»Künstliche Intelligenz zu entwickeln und

zu beherrschen – sei es beim autonomen Fah-
ren, in der Krebsdiagnostik oder bei den Pro-
duktionsprozessen der Zukunft –, ist eine
Schlüsselfrage für Deutschland und Europa«,
erklärte Bundeswirtschaftsminister Peter Alt-
maier (CDU). Die beschlossenen Eckpunkte
für eine KI-Strategie wurden von den Bun-
desministerien für Wirtschaft, Forschung und
Arbeit vorgelegt. In den kommenden Mona-
ten soll die Strategie – im Koalitionsvertrag

als »Masterplan« bezeichnet – ausgearbeitet
und bei einem Digitalgipfel am 3. und 4. De-
zember vorgestellt werden.
Die Grünen mahnten mehr Einsatz der Bun-

desregierung an. Es sei »höchste Zeit«, dass die
Regierung sich an die Erarbeitung der Strate-
gie mache, erklärten die Grünen-Abgeordne-
ten Anna Christmann und Dieter Janecek.
»Damit wir gegenüber Nordamerika und Asi-
en nicht den Anschluss verlieren, sind jedoch
deutlich mehr Entschlossenheit und Tempo
gefragt.« So habe die Große Koalition im neu-
en Haushalt kein zusätzliches Geld für die Er-
forschung und Entwicklung Künstlicher In-
telligenz bereitgestellt. »So verspielt die Gro-
ße Koalition wertvolle Zeit.« nd Seite 2
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Google in die
öffentliche Hand
Simon Poelchau über die EU-Strafe
für den Internetriesen

Mit ihrer Rekordstrafe für Google
hat die EU-Kommission nur eins
bewiesen: dass sie nicht versteht,
wie die digitale Ökonomie funkti-
oniert. Natürlich ist Google mit
Android bei Betriebssystemen für
Smartphones fast ein Monopolist
und natürlich ist das ein Problem.
Aber was macht der Internet-

riese? Er stellt den Smartphone-
Herstellern sein Android kosten-
los zur Verfügung. Im Gegenzug
müssen diese die Google-Such-
maschine Chrome und einige
weitere Apps installieren. Die
Hersteller sind diesen Deal of-
fenbar gerne eingegangen. Denn
ihre Alternative wäre gewesen,
Milliarden für die Entwicklung
einer ähnlichen Software auszu-
geben. Und die Kunden stecken
im sogenannten Lock-In-Effekt
fest. Weil alle es benutzen und
man es nicht anders kennt, kauft
man sich eben auch ein Android-
Handy und »googelt« mal eben,
was man wissen muss. Außer-
dem ist den meisten die Instal-
lierung und Verwendung eines
alternativen Betriebssystems zu
kompliziert. So wird die Milliar-
denstrafe, die Google letztlich
aus der Portokasse bezahlen
wird, nichts am Geschäftsmodell
ändern. Wollte Brüssel wirklich
etwas gegen die Vormacht des
Konzerns machen, so müsste es
sich für die Vergesellschaftung
von Google stark machen.
Zugegebenermaßen klingt das

etwas utopisch heutzutage. Es gab
aber mal Zeiten, da waren Güter
der öffentlichen Daseinsvorsorge
in der Kontrolle der öffentlichen
Hand. Und eine ordentliche
Suchmaschine ist in digitalen Zei-
ten definitiv ein solches Gut.

UNTEN LINKS

Der Sänger Xavier Naidoo, be-
kannt für seine schmissigen Lie-
der gegen diejenigen, die von ei-
nem Hinterzimmer aus das inter-
nationale Bankenwesen und die
geheime Weltregierung steuern,
hat gestern sein Recht auf das öf-
fentliche Tragen unansehnlicher
Schiebermützen und verspiegel-
ter Mackersonnenbrillen vertei-
digt. Seinen Mützenfetisch will er
»als eine Meinungsäußerung un-
ter vielen« verstanden wissen: »Es
gibt ganz bestimmte Kreise an der
US-Ostküste, die mit der Schie-
bermütze nicht einverstanden
sind und allen ihre Kopfbede-
ckung aufzwingen wollen, von
der ich nur so viel sagen will, dass
deren Name mit einem ›K‹ an-
fängt und fünf Buchstaben hat.«
Schiebermützen hingegen seien
schon von berühmten Persön-
lichkeiten wie Helmut Schön,
Hans Albers, Martin Luther und
Adolf Hitler getragen worden.
Der Vorwurf, seine Mützen seien
hässlich, greife, so Naidoo, massiv
in sein Persönlichkeitsrecht ein.
»Ich kenne da eine Sorte Leute,
deren Nasen sind hässlicher.« tbl

Google wehrt sich
gegen Rekordstrafe
EU-Kommission fordert 4,3 Milliarden
Euro Bußgeld wegen Android

Brüssel. Google wird die Rekord-Wettbe-
werbstrafe der EU-Kommission im Zusam-
menhang mit seinem Geschäftsmodell beim
Smartphone-System Android anfechten. Das
kündigte ein Sprecher des Internet-Riesen am
Mittwoch in Brüssel an. EU-Wettbewerbs-
kommissarin Margrethe Vestager hatte zuvor
eine Strafe von 4,34 Milliarden Euro ver-
hängt, weil Google seine marktbeherrschen-
de Position missbraucht habe. Google kon-
terte, Android habe für mehr Auswahl im
Smartphone-Geschäft gesorgt.
Android ist das weltweit meistgenutzte Be-

triebssystem für Smartphones. Die Software
läuft in Europa laut Marktforschern auf rund
80 Prozent der derzeit verkauften Computer-
Telefone.
Die EU-Kommission wirft Google vor, Her-

stellern von Android-Smartphones und Tab-
lets sowie Betreibern von Mobilfunknetzen
»seit 2011 rechtswidrige Einschränkungen
auferlegt« zu haben. Ziel sei es gewesen, die
»beherrschende Stellung« bei Internet-Such-
diensten zu festigen. dpa/nd Seite 9

NSU-Unterstützer
Wohlleben ist frei
Waffenbeschaffer der Terrorgruppe
konnte Gefängnis verlassen

München. Der Waffenbeschaffer für den »Na-
tionalsozialistischen Untergrund«, Ralf Wohl-
leben, ist aus dem Gefängnis entlassen wor-
den. Er verließ am Mittwochmorgen die Jus-
tizvollzugsanstalt Stadelheim in München,
wie eine Sprecherin des Gefängnisses sagte.
Wo sich der 43-Jährige nach seiner Freilas-
sung aus der Untersuchungshaft befand, war
zunächst unklar. Sicherheitsbehörden rech-
nen damit, dass er nach Sachsen-Anhalt zieht.
Im NSU-Prozess war Wohlleben am Mitt-

woch vergangenerWoche zu zehn JahrenHaft
verurteilt worden. Das Oberlandesgericht
hatte ihn der Beihilfe zum Mord schuldig ge-
sprochen. Die Bundesanwaltschaft in Karls-
ruhe hatte dem ehemaligen NPD-Funktionär
vorgeworfen, die NSU-Mordwaffe vom Typ
»Ceska« organisiert zu haben. Damit hatten
die Terroristen später neun Menschen er-
schossen. Opfervertreter, Politiker und Anti-
faschisten reagierten mit Wut und Unver-
ständnis auf Wohllebens Haftentlassung. Vie-
le sehen darin ein ermutigendes Signal für die
Neonaziszene. nd/Agenturen Seite 6

Grundsätzlich
verfassungskonform
Karlsruhe bestätigt Rundfunkgebühr

Karlsruhe. Der Rundfunkbeitrag verstößt
nicht gegen das Grundgesetz. Inhaber meh-
rerer Wohnungen müssen den Beitrag aber
künftig nur noch einmal entrichten, wie der
Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts am
Mittwoch in Karlsruhe entschied. Die Bun-
desländer müssen diesen Teil des Beitrags-
wesens neu regeln. Insgesamt vier Beschwer-
deführer hatten in Karlsruhe unter anderem
dagegen geklagt, dass der Beitrag von derzeit
17,50 Euro pro Wohnung erhoben wird statt
pro Kopf oder Empfangsgerät. Die Karlsruher
Richter urteilten, dass der Beitrag am Inne-
haben einer Wohnung anknüpfen darf, wer
mehrere Wohnung habe, dürfe allerdings nur
einmal belastet werden.
Vertreter der öffentlich-rechtlichen Medi-

en begrüßten das Urteil ebenso wie die Bun-
desländer. Die rheinland-pfälzische Medien-
staatssekretärin Heike Raab (SPD), die die
Medienpolitik der Länder koordiniert, kün-
digte an, dass man die Anpassung zügig um-
setzen werde. Das Gericht hat den Ländern
dafür eine Frist bis zum 30. Juni 2020 ge-
setzt. epd/nd Kommentar Seite 4
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Plan statt Chaos
Die DB investiert in eine zuverlässige
S-Bahn in Berlin. Seite 11
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Nur Mindestlohn für Langzeitarbeitslose
Gewerkschaften, Opposition und Sozialverband kritisieren Pläne der Großen Koalition

Vier Milliarden Euro will Bun-
desarbeitsminister Hubertus
Heil in die Hand nehmen, um
Langzeitarbeitslose zu fördern.
Doch ob die was davon haben,
ist fraglich.

Von Simon Poelchau

Bundesarbeitsminister Hubertus
Heil hat für seinen sozialen Ar-
beitsmarkt nun die Große Koali-
tion hinter sich. Langzeitarbeits-
losen werde »das Teilhabechan-
cengesetz eine neue Perspektive
eröffnen und den Weg in sozial-
versicherungspflichtige Beschäf-
tigung ebnen«, sagte der SPD-
Mann, nachdem das Kabinett am
Mittwoch sein Vorhaben gebilligt
hatte. Doch weder Wirtschafts-
lobby, Gewerkschaften, Sozial-
verbände noch die linke Opposi-
tion halten viel von seinen Ideen.
Heil will vier Milliarden Euro in

die Hand nehmen und an zwei
Stellen das Sozialgesetzbuch än-
dern, um geschätzte 150 000

Langzeitarbeitslose zu fördern. Die
erste Maßnahme richtet sich an
Menschen, die schon über sieben
Jahre ohne Job sind. Für sie will
der Bund im ersten Jahr der Be-
schäftigung das Arbeitsentgelt in
Höhe des Mindestlohnes überneh-
men. In den folgenden Jahren soll
der Zuschuss um jeweils zehn Pro-
zentpunkte gekürzt werden und
spätestens nach fünf Jahren ganz
entfallen.
Die zweite Maßnahme richtet

sich an Menschen, die wenigstens
zwei Jahre arbeitslos sind. Für sie
sieht der Entwurf einen Zuschuss
im ersten Jahr in Höhe von 75 und
im zweiten Jahr von 50 Prozent
vor. Nach Ende der Förderung
muss der Mitarbeiter noch min-
destens sechs Monate beschäftigt
werden. Bei beiden Maßnahmen
soll das Geld nur an den Arbeit-
geber fließen, wenn es sich um ei-
nen sozialversicherungspflichti-
gen Job handelt. Gleichzeitig sol-
len die Arbeitslosen während der
Maßnahme betreut werden.

Bei derWirtschaftslobby kommt
Heils Idee nicht gut an, weil sie
Angst hat, dass ein staatlicher Ar-
beitsmarkt geschaffen wird. Die
Gewerkschaften hingegen stört,
dass nur in der Höhe des Min-
destlohns gefördert werden soll.
Dies setze einen falschen Anreiz,
da damit vor allem Arbeitsplätze

im Niedriglohnsektor geschaffen
würden, erklärte Dagmar König
vom Bundesvorstand der Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di.
Die stellvertretende Vorsitzen-

de der Linkspartei im Bundestag,
Susanne Ferschl, sprach von
»Lohndumping«, das Heil damit

betreibe. Das Bruttoentgelt habe
stattdessen den tariflichen Rege-
lungen zu entsprechen, wo es sol-
che gebe. Für die Linkspartei-Vor-
sitzende Katja Kipping muss das
Programm auf der Freiwilligkeit
der Langzeitarbeitslosen beruhen
und mehr Betroffenen zugute-
kommen. »Deshalb bleibt dieses
Gesetz leider zum Teil typisch so-
zialdemokratische Symbolpolitik,
die ein wichtiges Thema auf-
greift, aber nicht richtig anpackt
und nicht auf Zwang verzichten
mag«, sagte Kipping.
»Nach aktuellem Stand bietet

das Teilhabechancengesetz zu
wenige Chancen zur Teilhabe für
Langzeitarbeitslose«, so der Ge-
schäftsführer des Paritätischen
Wohlfahrtsverbands, Werner
Hesse. Für ihn ist zudem fraglich,
ob die versprochenen Mittel tat-
sächlich für den sozialen Arbeits-
markt eingesetzt werden oder ob
die Jobcenter damit nicht auch ih-
re Haushaltslöcher stopfen.
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»Das Bruttoentgelt
hat den tariflichen
Regelungen zu
entsprechen.«
Susanne Ferschl, LINKE
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Heroin statt Kaffee
Ein Film erzählt die letzten Jahre
der Künstlerin Nico. Seite 15
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Hitze und Wassermangel
Iraker protestieren gegen unerträgliche
Lebensbedingungen. Seite 7


